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Wie lassen sich die deutlichen regionalen Ausgaben -
unterschiede im Bereich der Eingliederungshilfe für be-
hinderte Menschen erklären? In der aktuellen Diskussion
um ein Bundesteilhabegesetz gewinnt diese Frage zu-
nehmend an Bedeutung. Der Koalitionsvertrag von
CDU, CSU und SPD sieht eine künftige Beteiligung des
Bundes in Höhe von 5 Mrd. € an den bisher allein von
Kommunen und Ländern getragenen Sozialhilfeausga-
ben im Bereich der Eingliederungshilfe vor. Die Brutto-
ausgaben der Eingliederungshilfe stiegen zwischen 2006
und 2013 spürbar von 11,8 Mrd. € auf 15,7 Mrd. € an
und beliefen sich je Leistungsempfänger (Fall) bundes-
durchschnittlich auf rund 18.700 € im Jahr 2013 [vgl.
ECK et al. (2015)]. In Deutschland bestehen allerdings
erhebliche regionale Unterschiede. Innerhalb der west-
deutschen Flä chenländer reicht das Spektrum von rund
17.300 € je Fall in Niedersachsen bis zu 23.200 € in
Rheinland-Pfalz, in Ostdeutschland von rund 10.000 €

je Leistungsempfänger in Mecklenburg-Vorpommern und
Sachsen bis zu 14.700 € in Thüringen. In Bremen be -
trugen im Jahr 2013 die Ausgaben je Fall gar 30.500 €

und damit rund das Dreifache der Ausgaben einzelner
ostdeutscher Länder. Auch die Einnahmen der Eingliede-
rungshilfe streuen deut lich zwischen den Ländern.

Über die Hintergründe dieser Unterschiede ist bis dato
wenig bekannt. In diesem Beitrag werden mit der landes -
spezifischen Verwaltungsorganisation und dem örtlichen
Wohlstandsniveau zwei wichtige Faktoren untersucht, die
mit Unterschieden im Ausgabe- und Einnahmeniveau bei
der Eingliederungshilfe in Verbindung stehen könnten.
So könnte erstens die landesrechtliche Entscheidung für
eine zentralisierte oder kommunalisierte Zuständigkeit
Aus wirkungen auf das Ausgabeverhalten haben, wenn
durch die Zuständigkeit der „falschen“ Ebene Effizienz-
verluste auftreten. Zweitens wäre auch ein Zusammen-
hang mit der regionalen Wirtschaftskraft denkbar, da die
Eingliederungshilfe explizit auch auf ökonomische Parti-
zipation, z. B. Teilhabe am Arbeitsleben, abzielt. Im Fol-
genden werden beide Faktoren näher untersucht. Die-

sen Betrachtungen wird ein knapper Überblick über die
einschlägigen rechtlichen Rahmenbedingungen voran-
gestellt.

Rechtlicher und administrativer Rahmen

Die Eingliederungshilfe für behinderte Menschen ist eine
Teilleistung der Sozialhilfe in Deutschland, welche im 6. Ka -
pitel des Zwölften Buchs des Sozialgesetzbuches (SGB
XII) geregelt ist. Das SGB XII ist seit dem 1. Januar 2005
in Kraft und löste das bis dato geltende Bundessozial -
hilfegesetz (BSHG) ab. Die Eingliederungshilfe für behin-
derte Menschen dient sowohl der Prävention einer dro-
henden Behinderung als auch der Beseitigung bzw. der
Milderung einer bestehenden Behinderung und deren
Folgen. Des Weiteren soll die Teilhabe von behinderten
Menschen, insbesondere in beruflicher und sozialer Hin-
sicht, gefördert werden (§ 53 Abs. 3 SGB XII). Die ver-
schiedenen Teilleistungen der Eingliederungshilfe stellen
die Aspekte Bildung, Wohnen und Arbeiten in den Vor-
dergrund. Mögliche Leistungen sind z. B. das Angebot
ambulanter und stationärer Wohnformen (z. B. auch
 betreutes Wohnen), die Förderung von Maßnahmen in
Werk stätten und zur Teilhabe an der Gesellschaft. Dieser
As pekt der Leistungsgewährung kann von Träger zu Trä-
ger variieren. Seit 2008 haben Leistungsempfänger der
Eingliederungshilfe zudem die Möglichkeit, ein persönli-
ches Budget anstelle von Sachleistungen zu beantragen.
Die Ausgaben für die Eingliederungshilfe werden zu -
nächst vollständig vom jeweiligen Träger getragen; ein
Teil der getätigten Bruttoausgaben ist jedoch gemäß den
§§ 102ff. SGB XII von Dritten zu erstatten (Einnahmen
der Sozialhilfe). Insbesondere zählen hierzu Leistungen
anderer Sozialleistungsträger (z. B. Gesetzliche Kranken-
versicherung, Pflegeversicherung oder Rentenversiche-
rung) sowie Ansprüche gegen Unterhaltsverpflichtete.
Die Einnahmen der Eingliederungshilfe deckten 2012
rund ein Zehntel der Bruttoausgaben.

Die Leistungen der Eingliederungshilfe werden von
überörtlichen und örtlichen Trägern gewährt, wobei dem
überörtlichen Träger vor allem Aufgaben mit überregio -
naler Bedeutung und besonderer finanzieller Tragweite
zugeordnet sind. Die Ausgestaltung der Zuständigkeits-
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abgrenzung ist Teil der Verwaltungskompetenz der
 Länder und variiert deutlich (vgl. Tab. 1). In den meisten
Fällen ist das Land selbst oder ein höherer Gemeindever-
band (z. B. die Landschaftsverbände in Nordrhein-West-
falen) der überörtliche Träger der Sozialhilfe. Örtliche 
Träger sind zumeist die Stadt- und Landkreise oder Be-
zirke. Die Zuständigkeit bestimmt sich neben der Art der
Einrichtung (ambulant oder stationär) mitunter auch aus
dem Alter des Leistungsempfängers (z. B. Niedersach-
sen, Sachsen) oder spezifischen Leistungsarten der Hilfe
(z. B. Hessen und Sachsen). Die Hauptzahl der Länder
hat eine dezentrale Form der Verwaltung (Zuständigkeit
von Landkreisen oder Bezirken) gewählt (z. B. Baden-
Württemberg, Bayern oder Thüringen). Das Saarland
und Sachsen- Anhalt bündeln hingegen die Verwaltung
in einer zentralen Behörde, andere Länder teilen die Zu-
ständigkeiten zwischen verschiedenen Ebenen mit je-
weils eher dezentraler (Niedersachsen) oder eher zentra-
ler Tendenz (Hessen).

Mögliche Erklärungen für Ausgabeunterschiede

Verwaltungsorganisation

Im Folgenden wird untersucht, ob die unterschiedlichen
Verwaltungszuständigkeiten in den Ländern mit Unter-
schieden im Ausgabe- und Einnahmeniveau der Einglie-
derungshilfe korrespondieren. Eine inadäquate Zuordnung
der Verwaltungszuständigkeit könnte zu einer ineffizien-
ten Bereitstellung von öffentlichen Leistungen führen, die
sich sowohl ausgabe- wie einnahmeseitig widerspiegeln
könnte. Die ökonomische Theorie des Föderalismus [vgl.
OATES (1972); DAFF LON (2006)] benennt verschiedene
 Kriterien, die für die Zuordnung einer Aufgabe an eine
be stimmte Staatsebene sprechen. Eine zentrale Auf ga -
ben erfüllung wäre im Falle von Größeneffekten (positive
Skaleneffekte) oder Spillover-Effekten zwischen Gebiets-
körperschaften effizienter, während etwa heterogene Prä -

Land Stationär Ambulant

BW • Kreisfreie Städte und Landkreise • Kreisfreie Städte und Landkreise

BY • Bezirke • Bezirke

BB • Kreisfreie Städte und Landkreise • Kreisfreie Städte und Landkreise

HE • Landeswohlfahrtsverband
• Landeswohlfahrtsverband (betreutes Wohnen),
Kreisfreie Städte und Landkreise (sonst)

MV • Kreisfreie Städte und Landkreise • Kreisfreie Städte und Landkreise

NI • Land (bis 60. Lebensjahr), Kreisfreie Städte und
Landkreise (sonst)

• Kreisfreie Städte und Landkreise

NW • Landschaftsverbände, Kreisfreie Städte und Land-
kreise

• Landschaftsverbände, Kreisfreie Städte und Land-
kreise

RP • Land • Kreisfreie Städte und Landkreise

SL • Land • Land

SN • Kommunaler Sozialverband (zwischen 18. und 65.
Lebensjahr), Kreisfreie Städte und Landkreise (sonst)

• Kommunaler Sozialverband (betreutes Wohnen),
Kreisfreie Städte und Landkreise (sonst)

ST • Land • Land

SH • Kreisfreie Städte und Landkreise • Kreisfreie Städte und Landkreise

TH • Kreisfreie Städte und Landkreise • Kreisfreie Städte und Landkreise

• Zentralisiert, •• Dezentralisiert • Mischform (geteilte Zuständigkeit).

Quellen: Wohltmann (2013), Darstellung des ifo Instituts.

Tabelle 1: Zuständigkeit für die Eingliederungshilfe in den Flächenländern
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ferenzen oder lokale Informationsvorsprünge eine dezen-
trale Zuordnung von Staatsaufgaben nahelegen. Im Be-
reich der Eingliederungshilfe werden in der Literatur so-
wohl die Argumente für eine dezentrale als auch für eine
zentrale Aufgabenerledigung aufgegriffen. KUHLMANN et
al. (2011) untersuchen in einer Fallstudie die Übertra-
gung der Zuständigkeit für die Eingliederungshilfe von
zwei höheren Kommunalverbänden Baden-Württembergs
auf die Stadt- und Landkreise. Die Reform hat zu einem
erhöhten Personalaufwand, jedoch zugleich zu einem hö -
heren Kostenbewusstsein vor Ort geführt. Das Netto -
ergebnis beider Effekte bleibt jedoch unklar. REIMANN (2014)
betont als Vorteile einer Kommunalisierung die Erleich -
terung innovativer Lösungen vor Ort und mögliche Ver-
netzungseffekte. Zugleich werden ein mögliches Ausein -
anderfallen von Leistungsort und örtlicher Zuständigkeit
so wie Machtasymmetrien zwischen Anbietern und den
finanzierenden Kommunen als kritische Aspekte einer Zu -
ständigkeit der Landkreise benannt. Auch hier kann kei-

ne klare Tendenz für höhere oder niedrigere Ausgaben
(und Einnahmen) bei dezentraler Aufgabenwahrnehmung
ausgemacht werden.

Abbildung 1 zeigt die durchschnittlichen Bruttoaus -
gaben bzw. -einnahmen je Fall aller Länder sowie ihre 
jeweilige Verwaltungsorganisation.1 Einnahmen und
Ausgaben sind (mit Ausnahme der Stadtstaaten) deut-
lich miteinander korreliert: In Ländern mit höheren Aus-
gaben der Eingliederungshilfe werden tendenziell auch
höhere Einnahmen erzielt. Mögliche Zusammenhänge
zwischen den administrativen Gegebenheiten und Aus-
gaben bzw. Einnahmen können allerdings, wie bereits
von der bestehenden Literatur vermutet, nicht gefunden
werden. So be finden sich Länder mit zentraler Verwal-
tungsstruktur der Eingliederungshilfe sowohl am oberen
als auch am unteren Ende der Spannweite von Ausgaben
und Einnahmen; gleiches gilt für Länder mit dezentraler
Verwaltungsstruktur. Ein systematischer Zusammenhang
scheint nicht zu bestehen. Dies legt die Vermutung nahe,

Quellen: Statistisches Bundesamt (2015) und Statistische Ämter der Länder, Darstellung und Berechnung des ifo Instituts.

Abbildung 1: Bruttoausgaben und Einnahmen der Eingliederungshilfe je Fall nach Ländern und
 Verwaltungsorganisation (2012)
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dass andere Faktoren einen gewichtigeren Einfluss auf
die Ausgaben und Einnahmen der Eingliederungshilfe
haben dürften.

Wohlstandsniveau

Neben Unterschieden in der Verwaltungsorganisation
kön n te die regionale Wirtschaftskraft eine Rolle bei Unter -
schieden im Ausgabeniveau spielen. Dies erscheint ins-
besondere deshalb denkbar, da die Ziele der Einglie -
derungshilfe auch auf eine ökonomische Teilhabe der
Leistungsempfänger ausgerichtet sind. In Abbildung 2
wird daher das Bruttoinlandsprodukt (BIP) je Einwohner
den Bruttoausgaben je Fall im Bereich der Eingliederungs -
hilfe gegenübergestellt. Betrachtet wird hierbei die jewei-
lige administrative Einheit, die über die Höhe der Aus -

gaben vor Ort entscheidet. Für Länder mit Zuständigkeit
bei den Stadt- und Landkreisen werden daher Kreisda-
ten verwendet (grüne Punkte).2 Für Bayern werden auf
Bezirksebene aggregierte Daten genutzt (hellgrüne Punk -
te), da hier die Zuständigkeit für die Eingliederungshilfe
vollständig auf Bezirksebene angesiedelt ist. Landesda-
ten werden herangezogen für Länder mit Mischformen
(geteilte Zuständigkeit von verschiedenen Gemeindever-
bänden bzw. Land, graue Punkte) sowie für die Stadt-
staaten und die zentral organisierten Länder Saarland und
Sachsen-Anhalt (jeweils schwarze Punkte).

Die in Abbildung 2 dargestellten Ergebnisse zeigen
einen deutlichen positiven Zusammenhang von Wirtschafts -
kraft und dem Ausgabeniveau der Eingliederungshilfe. Die -
ser lässt sich über mehrere Kanäle erklären. Erstens dürf -
ten insbesondere in Regionen mit hohem BIP je Einwohner
auch höhere Lebenshaltungskosten bestehen, die sich

Quellen: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (2014), Statistisches Bundesamt (2015) und Statistische Ämter
der Länder, Darstellung und Berechnung des ifo Instituts.

Abbildung 2: Bruttoausgaben der Eingliederungshilfe und Wirtschaftskraft nach Landkreisen, Bezirken
bzw. Ländern (2012)
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z. B. in einem erhöhten finanziellen Aufwand beim Neu-
bau von Einrichtungen, höheren Lohnkosten oder teure-
ren Freizeitaktivitäten niederschlagen. Zugleich generie-
ren wohlhabendere Regionen höhere Steuereinnahmen
und können bereits hierdurch auch höhere Beträge für
die Eingliederungshilfe bzw. die Sozialhilfe im Allgemei-
nen verausgaben. Vor diesem Hintergrund der großen
Spannweite im BIP je Einwohner werden die regionalen
Unterschiede der Bruttoausgaben je Leistungsempfän-
ger verständlich, wenngleich die breite Streuung um die
Trendlinie in Abbildung 2 auf weitere Einflussfaktoren der
jeweiligen Ausgabe hindeutet. Die Analyse dieser Größen
bedarf jedoch einer weitergehenden Untersuchung, die
im Rahmen dieses Beitrags nicht geleistet werden kann.

Fazit

In diesem Beitrag wurden mit der Verwaltungsorganisa -
tion und dem regionalen Wohlstandsniveau zwei Erklä -
rungsansätze für regionale Unterschiede im Ausgabe -
niveau der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen
untersucht. Kein Zusammenhang konnte dabei zwischen
einer zentralen oder dezentralen Organisation der Einglie -
derungshilfe und dem Ausgabe- bzw. Einnahmeniveau
identifiziert werden. Ein deutlicher und positiver Zusam-
menhang besteht hingegen zwischen der lokalen Wirt-
schaftskraft und den Ausgaben je Leistungsempfänger.
Diese Ergebnisse liefern wichtige Anhaltspunkte für die
Erklärung der spürbaren Ausgabeunterschiede im Be-
reich der Eingliederungshilfe in Deutschland.

Bei dieser Untersuchung konnte aufgrund von Da-
tenrestriktionen eine Vielzahl weiterer möglicher Einfluss -
größen jedoch nicht berücksichtigt werden, wie z. B.
 unterschiedliche administrative Regelungen vor Ort (An-
gebots- bzw. Teilhabeplanung, verschiedene Steuerungs -
modelle u. ä.) und politische Einflüsse [KUHLMANN et al.
(2011)] sowie die örtliche Anbieterstruktur [REIMANN (2014)].
Auch bestehen Schwierigkeiten bei der Bereitstellung
 einer bundesweit konsistenten Datenbasis [BUNN et al.
(2014)]. Schließlich erlauben die in diesem Beitrag darge-
stellten Zahlen nur bedingt einen Einblick in die Qualität
und Zielgenauigkeit der Eingliederungshilfe vor Ort. Künf-
tige Arbeiten sollten auf Grundlage einer breiteren Daten-
basis insbesondere diese Faktoren näher untersuchen,
um ein umfassenderes Bild möglicher Ursachen für
 Unterschiede im Ausgabe- und Einnahmeniveau der Ein-
gliederungshilfe – in Verbindung mit aussagekräftigen Qua -
litätskriterien – zeichnen zu können.
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2 Für die Länder Bayern, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein
standen auf Kreisebene ausschließlich Daten zu den Nettoausgaben
(sonst: Bruttoausgaben) zur Verfügung. Für Bayern und Schleswig-Hol-
stein beschränkten sich die Angaben zudem auf die Zahl der Empfänger
zum Stichtag 31.12. (sonst: Jahreswert). Die jeweiligen Kreis- bzw. Be-
zirksdaten dieser Länder zu den Nettoausgaben wurden daher entspre-
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